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An der Humboldt-Universität scheinen
zwei renommierte Professoren zur Be-
schimpfung und Anfeindung durch eine
Gruppe besonders voreingenommener
und in der Sache unbedarfter Studieren-
der freigegeben zu sein. Das erinnert an
Gegebenheiten vor mehr als 50 Jahren.
In den 60er Jahren entwickelte sich

eine sogenannte Außerparlamentarische
Opposition (APO). Den Höhepunkt er-
reichte die Bewegung im Jahr 1968. Man
versuchte, dieUniversitäten zuAusgangs-
stätten für die erstrebte Revolution „um-
zufunktionieren“. Die Situation steigerte
sich zu Meinungsterror und Bedrohung
wissenschaftlicher Freiheit. Vorlesungs-
störungen, die Androhung und auch die
Verwirklichung von Gewalt gegen Sa-
chenund Personenwaren keine Einzeler-
scheinungen.
Eindeutig kriminell waren „Aktionen“

wie Besetzungen von Hörsälen, Verwüs-
tungvonBibliothekenbis hin zuBomben-
anschlägen auf politisch missliebige Pro-
fessoren. Einige konnten die Universität
nicht mehr ohne Gefahr für Leib und Le-
benbetreten,Vorlesungen fielenwochen-
lang aus, weil sie „bestreikt“ wurden. Bei
der Gewaltanwendung komme es auf die
Motive an. Wer eine „normale“ Straftat
begehe, sei schuldig, wer dies aus politi-
schen Beweggründen tue, verdiene eine
andere Beurteilung. Die Beschäftigung
von verfassungsfeindlichen Personen im
öffentlichen Dienst wurde zum Thema,
weil dieAPOund ihreNachfolgegruppie-
rungen, wie die K-Gruppen, das Ziel ver-
folgten, einen „Marsch durch die Institu-
tionen“ anzutreten.
Einige Universitäten drohten zu „kip-

pen“. Das waren in erster Linie Heidel-
berg, Bremen,Marburg unddie FreieUni-
versität Berlin. Dass dies nicht geschah,
ist vor allem einzelnen Persönlichkeiten
zu danken, die sich – unter Inkaufnahme
wüstester persönlicher Attacken – dem
Treiben im wahrsten Sinne des Wortes
entgegenstellten. In jener Zeit, es waren
die Jahre nach 1968 bis weit in die 70er
mit einem gelegentlichen Aufflackern
auch in den 80ern, wurden die Universi-
täten einer schwerenBelastungsprobeun-
terzogen. Es drohte ein Chaos, in dem
der Mob regierte. Das hatte mit Refor-
men und dem Aufbrechen verkrusteter
Strukturen nichts zu tun.
DiederzeitigeSituationsoll in ihrenne-

gativenFolgennichtdramatisiertwerden;
vomGrad der Bedrohung des Geistes der
Universität waren frühere Zeiten schlim-
mer.Allerdings sind sie es erst geworden,
nachdemdieVerantwortlichenindenUni-
versitäten und den zuständigen Ressorts
auf Landesebene die Zügel haben schlei-
fen lassen. Daraus könnte man lernen
– auch anderHumboldt-Universität.

— Wer mit dem Autor diskutieren möchte,
kann ihm eine E-Mail schreiben: george.tur-
ner@t-online.de

Von George Turner,
Wissenschaftssenator a. D.

Kniegeige, chinesische Zithern und die
Melodie der Pekingoper auf der Bambus-
flöte: Das Jahr sollte am Berliner Konfu-
zius-Institut ruhig zu Ende gehen. Doch
die Harmonie beim Jahresabschlusskon-
zert trügte: Wenige Stunden bevor auch
die chinesische Botschaftsrätin Guo Jin-
qiu mit Kollegen den Klängen lauschte,
hatte ihr Ehemann – BotschafterWu Ken
– Deutschland mit „Konsequenzen“ ge-
droht: für den Falls, dass Huawei vom
5G-Ausbau ausgeschlossen wird.
Guo kennt Konfuzius-Institute (KI) gut

– sie nahm2010 an der Eröffnung des In-
stituts inGraz teil undbesuchte auch jene
inWienoderFreiburg.Üblicherweiseleh-
rensieChinesischundorganisierenVeran-
staltungen zu China. Doch während sie
sich gerne mit Goethe-Instituten verglei-
chen, sind sie starkumstritten. Eshandelt
sich nicht um eigenständige Einrichtun-
gen, sondern siewerden imRegelfall vom

chinesischen Re-
gime zusammen mit
regionalen Unis ge-
gründet – und
von China mitfinan-
ziert.
„DerBundesregie-

rung ist bekannt,
dass der chinesische
Staat beziehungs-
weise die Kommu-
nistische Partei Chi-
nas Einfluss auf Ver-

anstaltungen, Lehrinhalte und -materia-
lien an Konfuzius-Instituten in Deutsch-
land nimmt“, erklärte das Bundesfor-
schungsministerium unlängst als Ant-
wort auf einer Anfrage der FDP-Fraktion.
Dies folge schon aus enger organisatori-
scher und finanzieller Anbindung an
staatliche chinesische Institutionen: Die
DachorganisationHanban unterstehe der
Propagandaabteilung der Kommunisti-
schen Partei (KP).
Für den Chinaexperten Andreas Fulda

von der University of Nottingham haben
Konfuzius-Institute daher „nichts anUni-
versitäten zu suchen“. „Das ist eine Art
Ideen-Wäsche, wo politischer Propa-
ganda der Stempel der Unbedenklichkeit
gegeben wird.“
Die Institute wurden seit 2004 gegrün-

det, um die Soft Power Chinas im Aus-
land zu stärken, erklärte derVerfassungs-
schutz der „Welt am Sonntag“. Ähnlich
hatte es auchder frühere Propagandachef
Chinas Li Changchun formuliert: Die In-
stitute seien ein „wichtigerTeil der chine-
sischen Übersee-Propaganda“; die
Marke „Konfuzius“ habe eine natürliche
Attraktivität. „Unter dem Vorwand, Chi-
nesisch zu unterrichten, sieht alles ver-
nünftig und logisch aus.“
Seit 2018 sollen sich die Konfuzius-In-

stitute auf Order von Staatschef Xi Jin-
ping auf den „Aufbau einer sozialisti-
schenKultur“ fokussierenunddie „Diplo-
matie chinesischer Prägung“ unterstüt-
zen – auch durch eine stärkere ideologi-
sche Vorbereitung des entsandten Lehr-
personals. Die Kooperation mit Unis vor
Ort läuft üblicherweise so, dass diese die
Infrastruktur stellen. So ist das Berliner
Institut in Räumen der FreienUniversität
angesiedelt: Diese stellt einen Direktor,
China einen Kodirektor.
Weltweit hatChina inzwischengut500

Institute gegründet, hierzulande sind es
19. Doch es werden eher weniger: In den
USA,Kanada, Schweden oder Frankreich
wurden KIs wegen genereller Bedenken

oder Skandalen dichtgemacht. Zuletzt er-
klärtedieFreieUniversitätBrüssel, ihr In-
stitutzuschließen– nachdemderchinesi-
sche Direktor wegen Spionageverdachts
keinVisummehr erhaltenhatte.
EinigedeutscheUnis zweifelnnun.Ob-

wohl die Uni Bonn erst 2017 ein Konfu-
zius-Instituteingerichtethat, istes„inRe-
vision“,wiedie„WeltamSonntag“erfuhr.
Es ginge aber nur um das Wie, „nicht um
das Ob“. Auch in Hamburg rumort es:
„EineFinanzierung ist nichtweiter vorge-
sehen“,sagtdieUnisprecherin.Sielässtof-
fen, ob die Kooperation aufgekündigt
wird. Einer der Gründe sei die „fehlende
Unabhängigkeit“ von der Propagandaab-
teilung der KP. Schon 2015 gab es offen-
bareinenEklat inHamburg:Nachdemdas
KI eine Veranstaltung im „Zusammen-
hang“ mit dem Platz des Himmlischen
Friedensdurchgeführthat, seieinchinesi-
scherDirektor abbestelltworden.
Die Uni Düsseldorf ging einen Schritt

weiter, wie jetzt bekannt wurde. Bereits
2016 hat sie die Kooperation „schnellst-
möglich“ beendet – wegen der Vertrags-
laufzeit ist dies April 2020.Uni und Stadt
zahlen jährlich fünfstelligeBeträgefürdas
KI. Als Kündigungsgrund gab die Uni zu-
nächst nur an, dass das Institut nicht ge-
forscht habe. Auf Nachfrage spricht sie

nunvon„Intransparenz“inder„Konstella-
tion der Zusammenarbeit“. Die Unilei-
tung könne einen Einfluss von Chinas
Staatsdoktrin auf didaktische Inhalte und
somit auf Uniangehörige nicht ausschlie-
ßen.DieKündigung sei „kein Schritt, den
eine Universität leichtfertig unter-
nimmt“, sagt ein Sprecher. Alle Fortset-
zungsangebote habeman ausgeschlagen.
DieUni habe ihmgegenüber „an keiner

Stelle“vonbefürchteterEinflussnahmege-
sprochen, erklärt Institutsdirektor Cord
Eberspächer – sondern nur finanzielle
und rechtliche Erwägungen vorgebracht.
Das Institut werdeweiter Sprachkurse an
derUnianbietenundmitderStadtkoope-
rieren. Doch die Stadt bestätigt das nicht
eindeutig:Sieprüfe,wie„eineZusammen-
arbeit“ neu ausgerichtet werden könnte.
Formate und Finanzen seienoffen.
Wie heikel die Zusammenarbeit sein

kann, offenbart einBericht auf demTrans-
parenzportal „FragDenStaat“ von 2016.
Demnach hat der nun zu „De Gruyter“
gehörende Düsseldorfer Univerlag „dup“
mit einem chinesischen Verlag zusam-
men Bücher herausgegeben. Dies sei
„zum gemeinsamen Vorteil“. Doch in
China müssen Bücher durch die Zensur.
Für die Uni sei das „in keiner Weise ak-
zeptabel“, erklärt der Unisprecher – man

wisse nichts von Zensurfreigaben. Doch
die gab es offenbar: Zwei Bücher wurden
veröffentlicht. Bei einem seien Sätze be-
anstandet worden, sagt Eberspächer. Es
sei dann in China nicht erschienen.
Andere Unis sehen kaum Probleme,

wie in Freiburg, wo der Vertrag kürzlich
verlängert wurde. Eine „direkte inhaltli-
che Beeinflussung“ dementiert auch Pro-
rektorin Anja-Désirée Senz von der Uni
Heidelberg, selbstSinologinundbis2014
Direktorin eines KI. Aber sie gab gegen-
über der „Rhein-Neckar-Zeitung“ zu:
„Wenn einem Projektmittelgeber Inhalte
nicht gefallen, gibt er keineMittel dafür.“
Es sei denkbar, dass „nicht jedes Thema
gleichermaßen aufgegriffenwird“.
Scharfe Kritikmusste sich dieUni Göt-

tingenanhören:Nachdem2003dieSinolo-
gie geschlossen wurde, ließ sie sich ab
2009zweiProfessurenvonHanbanbezah-
len, so jene ihres früheren KI-Direktors
AndreasGuder.Es seien„reguläreProfes-
suren“, das Grundgesetz finde Anwen-
dung. Doch wie frei und kritisch sind aus
Peking bezahlte Professoren?
Bis heute behauptet die Uni unter Ver-

weis auf dieHanban-Homepage, dieseOr-
ganisation sei „nichtstaatlich“. Dies sei
„klar höchst irreführend“, sagt Volker
Stanzel, früherer Botschafter in China
und nun Mitglied im Verwaltungsrat des
Göttinger KI. Er nennt die Institute zwar
„von ihrerAusrichtung her dubios“. Den-
noch hält er das akademisch ausgerich-
tete Institut in Göttingen für eine für die
Uni „nützliche Veranstaltung, die offen-
kundig auch chinesischem Interesse ent-
spricht“. Es gebe Themen, die am KI
„nicht angesprochen werden können“,
räumt dieUni ein. Diesewürde siewoan-
ders adressieren.
Andreas Guder ist seit Oktober Profes-

soranderFUBerlin.Wasdiese inbisheri-
genAnkündigungen verschwieg: Hanban
zahltauchseineFU-Stelle,umeinenLehr-
amtsstudiengangChinesischaufzubauen.
Stiftungsprofessuren würden öffentlich
gemacht, aber nicht „in Echtzeit“, erklärt
dieFU.GuderwirdnachKenntnis desTa-
gesspiegels auchneuerDirektor amBerli-
ner KI. Eine Einflussnahme Pekings
schließt die FU aus. Es gebe keinen
Grund, über eine Schließung des „erfolg-
reichen Instituts“ nachzudenken.
Die Senatskanzlei Wissenschaft sagt,

die Berufung Guders sei regulär erfolgt.
Eine Information der Öffentlichkeit über
die für fünf Jahre geplante Stiftung – da-
nach trägt die Uni die Kosten – sei „emp-
fehlenswert“. Am Donnerstag sprach
Wissenschafts-Staatssekretär Steffen
Krach das Thema im FU-Kuratorium an:
Er betonte, ein Einfluss Pekings müsse
ausgeschlossen werden. Der FU käme
eineVerantwortung zu, „der sie imbeson-
deren Maße gerecht werden müsse“.
Dass Professuren von Peking bezahlt

werden, ist für FDP-Bildungspolitiker
Jens Brandenburg „eine neue Dimen-
sion“. „Es ist höchste Zeit, dass die Wis-
senschaftsminister mit den Hochschulen
über die Gefahr und Hintergründe der
chinesischen Einflussnahme sprechen.“
Die enge finanzielle Verflechtung ge-
fährde die Wissenschaftsfreiheit.
Das Konzert an der FU Berlin endete

mit einem Gruppenbild: mit Guder, sei-
ner Vorgängerin, Botschaftsrätin Guo
und rund 30 weiteren Personen. Für den
geplanten Lehramtsstudiengang gebe es
eine „ganze Menge Schnittstellen“ mit
dem KI, sagte Guder. Bislang wissen
seine Studenten offenbar noch nicht, wer
ihren Prof bezahlt.

ImJanuarwirdderBundestagdarüberent-
scheiden, ob künftig jeder als Organspen-
der gilt, wenn er oder seine Angehörigen
dem nicht widersprechen. Unterstützer
dieser „doppelten Widerspruchslösung“
plädieren jetzt mit einem eindringlichen
Appell an dieAbgeordneten, denWeg für
das neue Verfahren frei zu machen. An-
dernfallswerde sich derNegativtrend bei
denOrganspenden fortsetze.
Schon jetzt funktioniere das System

hierzulande nur, weil Deutschland im
transnationalen Netzwerk Eurotrans-
plant Nutznießer ausländischer Organ-
spender sei, sagte Volkmar Falk, Direktor
der Klinik für Kardiovaskuläre Chirurgie
der Charité, am Freitag. Die Stimmung in
den anderen Ländern sei „schlecht, weil
Deutschland das Solidaritätsprinzip ver-
letze“. Sowürden für jedesOrgan, dasaus
Deutschland zu Eurotransplant gehe, im
Schnitt drei importiert. Zu Eurotrans-
plant gehören nebenDeutschland die Be-
neluxstaaten, Österreich, Slowenien,
Kroatien und Ungarn – die Bundesrepu-
blik sei das einzige Mitglied ohneWider-
spruchslösung. Trotz dieser Schieflage
werde die Wartezeit auf Organe in
Deutschland stetig länger, betonte Felix
Berger,DirektorderkardiologischenKin-
derklinik der Charité. Habe ein Kind in
den90erninDeutschlandimSchnittmaxi-
mal 111Tage auf ein Spenderherz gewar-
tet, seien es heute 867Tage.
Bei der Parlamentsabstimmung im Ja-

nuarstehendreiAnträgeaufderTagesord-
nung,wobeidervonderAfDohneChance
ist. DieWiderspruchslösung wird von ei-
nerGruppeumGesundheitsminister Jens
Spahn (CDU) und den SPD-Abgeordne-
tenKarl Lauterbach favorisiert. Abgeord-
nete um die Grünen-Vorsitzende Anna-
lena Baerbock und die Linken-Chefin
KatjaKippingplädierendafür,Organenur
nachZustimmungderBetroffenenzuent-
nehmen – es sollen allerdings mehr Mög-
lichkeiten geschaffen werden, sich als
Spender zu registrieren. Beide Anträge
setzen also auf Freiwilligkeit, bei der Wi-
derspruchslösung müsste man sich aber
aktiv alsNichtspender definieren.
Dies sei alles andere als ein Eingriff in

Grundrechte, sagte die Medizinethikerin
ChristianeWoopen, ehemalsVorsitzende
desDeutschenEthikrats und heute in die-

ser Position beim Europäischen Ethikrat.
Es werde bei der Widerspruchslösung
„nicht einmal verlangt, sichmit demeige-
nen Tod auseinanderzusetzen, sondern
nurmitderFrage,obmansichdamitausei-
nandersetzenwill“. Für Betroffene sei die
„Diskussion, wie sie in Deutschland ge-
führt wird, oft schwer erträglich“, sagte
Woopen. Einer von ihnen ist der Vater ei-
nerNeunjährigen, die inHamburg auf ein
Spenderherz wartet. „Die Organspende-
SituationinDeutschlandisteineKatastro-
phe, wir erfahren das seit anderthalb Jah-
renameigenenLeib“, sagteer. „Es scheint
aber niemanden zu interessieren.“
DieHerzchirurginundBundestagsabge-

ordnete Claudia Schmidtke (CDU) will –
außerhalb ihrer Funktion als diesbezüg-
lich zur Neutralität verpflichtete Patien-
tenbeauftragte der Bundesregierung – in
denWochen bis zur Abstimmung weiter-
hin um Unterstützung für die Wider-
spruchslösung kämpfen. Bis jetzt gebe es
etwa 220 Unterstützer und 200 Unent-
schlossene imParlament, sagte sie. Nötig
ist eine Mehrheit der 709 Abgeordneten.
Es sei noch viel Arbeit, sagte Schmidtke,
„aberes ist auchdas ersteMal, dasswir so
kurz davor stehen“. Thomas Trappe

NilsMüllerhatwiedereinmalschlechtge-
schlafen. Nach dem Frühstück wird der
LandwirtvomKüsnachterBergimSchwei-
zer KantonZürich eines seiner Rinder tö-
tenmüssen.MitseinemfinnischenJagdge-
wehr wird er auf den Hochsitz neben der
Koppel klettern und auf eines der Tiere
schießen, die dort grasen. Gemeinsam
mit seiner FrauClaudiaWangerwillMül-
ler den Tieren auf diese Weise einen
schnellen Tod in ihrer gewohnten Umge-
bungermöglichenunddenstresserfüllten
Weg zumSchlachthof ersparen.
UmdieGenehmigungdieser „Weidetö-

tung“ hat das Paar, unterstützt vom For-
schungsinstitut fürBiologischenLandbau
FiBL im schweizerischen Frick und der
Tierschutzorganisation „Vier Pfoten
Schweiz“ sechs Jahre langmit den Behör-
den des Kantons gerungen. Jetzt dürfen
sie in den nächsten zehn Jahren ihre Rin-
dermit solchengezieltenSchüssen töten.
Im Hochsitz nimmt sich Müller viel

Zeit. Legt an. Zielt. Erstwenner sich ganz
sicher ist, den Kopf des Rindes exakt an
der richtigen Stelle zu treffen, schießt er.
DasTierbrichtwievomBlitzgetroffenzu-
sammen, die anderenRinder schauennur
überrascht – und fressen alsbaldweiter.
AuchinDeutschlandhabeneinigeHun-

dertBetriebeeinesolcheAbschussgeneh-
migung, aber nur wenn ihre Rinder das
ganze Jahr über auf der Weide sind. Die
Schweiz aber will viel weiter gehen: dass

alle Nutztiere des Landes auf der Weide
oder auf dem Hof getötet werden dürfen.
Diese in Europa einmalige Möglichkeit
sieht das neue Lebensmittelgesetz des
Landes vor, das 2020 verabschiedet wer-
den soll.
Damit soll denTierenLeid erspartwer-

den, das bereits beim Trennen von der
Herde beginnt. Als instinktive Herden-
tiere zeigen viele typische Stressreaktio-
nen, koten und urinieren etwa viel häufi-
ger als normalerweise. Die rucklige Fahrt
zum Schlachthof im Transportwagen po-
tenziert den Stress. Am Zielort treiben
dann fremde Menschen die Tiere in eine
neue, fremdeUmgebung, die vondenGe-
rüchen zuvor hier angekommener Artge-
nossenerfüllt istundalsWarnungwahrge-
nommenwerden.
Entsprechend viel vom Stresshormon

Kortisol lässt sich im Blut von Tieren fin-
den, die im Schlachthaus getötet wurden,
zeigen Studien des FiBL. In der Natur be-
reitet dasHormondenKörper auf Flucht-
oder Verteidigungsreaktionen vor, etwa
indem es größere Mengen des Zuckers
Glukose als Energielieferant freisetzt. Für
die Qualität des Fleisches ist das aber ab-
träglich, weil sich in den Muskeln Laktat
bildet, das den Geschmack des Rind-
fleischs verschlechtert.
Müllers undWagners Rinder hingegen

bleibt der Stress erspart. Sogar an den
KnalldesSchussessindsie inzwischenge-

wöhnt. „Am Vortag schieße ich aus dem
Hochstand in einen Sandsack und mache
die Tiere in der Koppel so mit dem Ge-
räuschvertraut“, sagtMüller.
So vorteilhaft es für die Rinder sein

mag, auf der Weide getötet zu werden –
umdie Prozedur zu ermöglichen,müssen
die Landwirte einigeHürdenüberwinden
und Detailfragen klären, etwa die Wahl
der Munition. Müller verwendet Kaliber
.22, auf Empfehlung einer 2014 in der
Zeitschrift „Landtechnik“ erschienenen
Studie derUniversität Kassel und des Be-
ratungs- und Schulungsinstituts für Tier-
schutz bei Transport und Schlachtung in

Schwarzenbek in Schleswig-Holstein.
NachdemSchussmüssensichNilsMüller
und der Küsnachter Metzger Patrick
Föllmi beeilen: Den behördlichen Vorga-
benzufolgemüssensiedasTier innerhalb
von 90 Sekunden an den Hinterbeinen
hochhieven und esmit einemKehlschnitt
ausbluten lassen. Eine Vorsichtsmaß-
nahme, denn in dieser Zeit wachenTiere,
die durch den Schuss nicht sofort getötet,
sondern nur betäubt wurden, mit Sicher-
heit nicht wieder auf. „Im Durchschnitt
brauchen wir nur 70 Sekunden bis zum
Ausbluten“, sagt Müller. Danach hat er
mit Föllmi, ebenfalls behördlich vorge-

schrieben, nur 45 Minuten Zeit, um dem
Rind im Schlachtlokal des Metzgers das
Fell abzuziehen, die Eingeweide zu ent-
nehmenunddenSchlachtkörperzuhalbie-
ren.DerGrunddafürist,dassdieMikroor-
ganismen imPansendesTieresauchnach
dessenTodweiterarbeiten, alsoGras ver-
dauen und dabei Gase produzieren, die
das toteTier nichtmehr ausrülpsen kann.
Würden dadurch die Eingeweide platzen,
wäredasFleischungenießbar. Indünnbe-
siedelten Landstrichen ist die Zeitspanne
zu knapp, da der Weg zum nächsten
Schlachthof oft zuweit ist.
Einganz andersgelagertesProblemdes

AbschussesaufderWeideist,dassnichtje-
der Landwirt die innere Kraft aufbringt,
seineeigenenTierezutöten.Daherpropa-
giert FiBL-Mitarbeiter Eric Meili eine Al-
ternative: Werden Tiere im Winter im
Stall gehalten, stecken sie ihren Kopf
durch ein „Fressgitter“, hinter dem Heu
liegt. Steht ein ähnliches Fressgitter auf
demWeg zumAuslauf im Freien, stecken
dieRindervölligohneStress auchdort ih-
ren Kopf auf der Suche nach einer Mahl-
zeit durch. Sie können dann ihren Kopf
kaum noch bewegen, der Metzger kann
sie mit einem Bolzenschuss betäuben.
Erste Betriebe nutzen diese Möglichkeit
bereits, mit dem neuen Lebensmittelge-
setz soll dieser Weg allen Schweizer Hö-
fen offenstehen – umTieren ihren letzten
Weg zu erleichtern.  Roland Knauer

Aus China
wird auch
eine
Professur
an der FU
finanziert

Nandus in Deutschland dezimiert
Europas einzige wild lebende Nandu-Po-
pulation ist nach gezielten Abschüssen
einzelner Tiere um 20 Prozent dezimiert
worden. Bei der jüngsten Zählung seien
456 der großen flugunfähigen Vögel im
Verbreitungsgebiet am Ratzeburger See
festgestellt worden. Das teilte das Bio-
sphärenreservatsamt Schaalsee-Elbe mit.
Dies seien 110 Tiere weniger als ein Jahr
zuvor. Zwei Landwirte hatten in diesem
Jahr erstmals die Erlaubnis erhalten, je-
weils zehn ältere Hähne abzuschießen.
EineVerschlechterung des Erhaltungszu-
standes der Population ergebe sich aus
der Maßnahme nicht.  dpa

Es lohnt sich, an
etwas zu erinnern

Von Hinnerk Feldwisch-Drentrup

Eingeweiht. Bundeskanzlerin Angela Merkel bei der Eröffnung des Konfuzius-Instituts in
Stralsund 2016. Ingesamt gibt es bundesweit 19 dieser Einrichtungen.  Foto: imago/Xinhua

Konfuzius als Propaganda-Instrument
Kritik an den von China bezahlten Instituten: Die ersten deutschen Unis überdenken die Zusammenarbeit

Rettungstransport. Im Schnitt 867 Tage
wartet ein Kind auf ein Spenderherz.  F.: dpa

„Deutschland
verletzt das

Solidarprinzip“
Mehr Organe aus der EU
importiert als exportiert

E FNACHRICHT

Bio-Schlachten.
Der Schweizer Land-
wirt Nils Müller will
seine Angus-Rinder
nicht mehr dem
Schlachthof-Stress aus-
setzen und schießt sie
daher selbst.
 Foto: Gabriela Müller

Den Braten von derWeide schießen
Der Tod in gewohnter Umgebung erspart Rindern den Weg zum Schlachthof und damit sehr viel Stress
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